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Der stille (Finanz)Putsch in

Deutschland

tellen Sie sich einmal

vor, dass Ihre Regierung

in finanziellen Fragen

sich selbst einfach ent

machtet und an eine unantastbare

"Supranationale finanzielle Re

gierung" abgibt, damit diese mit

Steuergeldern fremde Staaten fin

anziell aushalten kann.

Was hier unglaublich klingt, das

passiert zur Zeit in Deutsch

land sang und klanglos, ohne

grosse Proteste hervorzurufen. Die

deutschen Bürger haben einmal

mehr keine Ahnung, welche

Machenschaften im Hintergrund

der politischen Bühne am Werk

sind. Konkret geht es um die Rati

fizierung des Vertrages zur Einrich

tung des Europäischen

Stabilitätsmechanismus (ESM).

Der ESM soll ab 2013 den vorläufi

gen Mechanismus zur Rettung des

Euro (EFSF) ablösen, so die öffent

liche Meinung. Doch der Vertrag

sentwurf, der den Staaten vorliegt,

enthüllt den Plan zur Schaffung

eines "Europäischen, suprana

tionalen Finanzministeriums",

welches über diktatorische Macht

befugnisse verfügt.

Nach dem vorliegenden Vertrag

sentwurf, kann der ESM nicht nur

das Grundkapital und deren Zweck

selbst bestimmen, Kapitalabrufun

gen müssen von den Staaten bedin

gungslos und innert sieben Tagen

nachgekommen werden.

Sollte der Vertragsentwurf jedoch in

dem vorliegenden Wortlaut verab

schiedet werden, dann ist es frag

würdig, ob die deutsche

Bundesregierung trotz der Mits

pracherechte gegen die unfan

greichen Befugnisse des ESM

Bestand haben kann. Schliesslich

verfügt der ESM nach dem vorlie

genden Gesetzesentwurf über um

fassende Immunitäten, welche nicht

einmal über den Gesetzesweg an

gegangen werden können. Das ents

pricht der totalen Machtbefugnis

gegenüber einem Staat in finanziel

len Streitfragen.

[Art. 27] Der ESM, sein Eigentum,

seine Finanzmittel und Vermö

genswerte geniessen umfassende

Immunität

[Art. 27] Das Eigentum, die Finan

zmittel und Vermögenswerte des

ESM sind von Zugriff durch Durch

suchung Beschlagnahme, Ein

ziehung, Enteignung und jede

andere Form der Inbesitznahme ...

durch Regierungshandeln oder auf

dem Gerichts, Verwaltungs oder

Gesetzeswege befreit.

[Art. 30] Die Gouverneursratsmit

glieder, Direktoren und Stellver

treter und das Personal geniessen

Immunität von der Gerichtsbarkeit

hinsichtlich ihrer Handlungen und

Unverletzlichkeit ihrer amtlichen

Schriftstücke.

Die in den Maastrichter Verträgen

vorhandene "No Bail Out"Klausel

(Scherzhaft schon "No way out"

Klausel genannt), hat die Deutsche

Regierung nicht davon abgehalten,

bereits Kredite über 22 Mia. Euro an

Griechenland und 170 Mia. Euro in

den Euro Rettungsschirm zu geben,

wohl wissend, dass das Geld wohl

nie zurückgezahlt werden kann.

Hätte man dieses Szenario den Bür

gern vorher bekannt gemacht, wäre

die gleiche Unterstützung dem

Maastrichter Vertrag zugekommen?

Das Verträge mit so weit reichen

dem und entscheidendem Inhalt

nicht in einer öffentlichen Debatte

diskutiert werden ist einer vermeid

lichen Demokratie ungemein

störend und ein schwerwiegendes

Versäumnis der Bundestags

abgeordneten!

Es steht wohl kaum zur Debatte,

dass ein solcher Vertrag nicht im

Sinne der Bürger eines jedes Staates

sein kann. Die Abgeordneten neh

men, in dem politischen Versuch

den Euro zu retten, diktatorische

Strukturen und die Einschränkung

der nationalen Selbstbestimmung in

Kauf.

ESM

Der Europäische StabilitätsMe

chanismus, umgangssprachlich

EuroRettungsschirm, ist ein Pro

gramm zur Verhinderung von

Staatspleiten in der Eurozone. Ba

sis für den ESM ist ein Vertrag

welcher noch von den Mitglied

staaten ratifiziert werden muss.

Der ESM soll die provisorischen

Massnahmen ersetzen.

S
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EFSF

Die EFSF ( European Financial Sta

bility Facility) ist eine vorüberge

hende Notmassnahme um

Zahlungsunfähige Staaten mit Ka

pital zu versorgen. Für diese

Anleihen haften dabei die anderen

EUStaaten. Ursprünglich auf einen

Betrag von 440 Milliarden Euro

festgelegt, wurde dieser im Juni

2011 auf 780 Milliarden erhöht.



Wer nicht hören will, der muss

fühlen

...so lautet das Sprichwort. Sollten

sich die deutschen Bürger nicht in

die Debatte um die finanzielle Un

abhängigkeit Deutschlands einsch

alten und der ESM von dem

Deutschen Bundestag verabschiedet

werden, dann wird der deutsche

Steuerzahler einmal mehr die volle

Zeche zahlen. Dies in Form von

weiteren Milliardenzahlungen und

der damit verbundenen Geld und

Preisinflation.

Wird sich kein nennenswerter

Widerstand gegen den ESM bilden

und der Vertrag in der vorliegenden

Form verabschiedet werden, müssen

sich die deutschen Wähler einmal

mehr klar machen, dass sie eine Re

gierung gewählt haben, die nicht die

Interessen ihrer Bürger vertritt.

Dass die Bürger in der Bundesrep

ublik Deutschland zunehmend

übergangen werden zeigt auch das

letzte Urteil des deutschen Bundes

verfassungsgerichtes.

Am 7. September 2011 wurde vom

deutschen Bundesverfassungs

gericht endlich auch das erwartete

Gerichtsurteil über die Klagen ge

gen die Milliarden  Hilfszahlungen

an Griechenland und den Euro 

Rettungsschirm veröffentlicht.

Das Ergebnis stand ja im Vorfeld

bereits fest und wurde im Juni

vorveröffentlicht, wobei an

gekündigt wurde, dass die Klagen

gegen die Griechenlandhilfe und

den EuroRettungsschirm vom

Bundesverfassungsgericht abgew

iesen werden.

Wenn die Deutschen auch keine

Verfassung haben, so ist es gemäss

dem deutschen Bundesverfassungs

gericht nicht gegen das Grundge

setz, wenn die Regierung

rechtstaatlich ein Gesetz beschliesst,

welches sich gegen die Interessen

des Staates und der Bürger richtet.

Wirtschaftliche Erwägungen hat das

deutsche Bundesverfassungsgericht

genau so verworfen, wie die "No

Bailout" Klausel des Maastrichter

Vertrages.

Aus dem Urteil:

"Aus diesem materiellen Schutzge

halt des Art. 38 GG folgt regelmäßig

kein Recht der Bürger, demokrat

ische Mehrheitsentscheidungen auf

ihre Rechtmäßigkeit hin durch das

Bundesverfassungsgericht kontrol

lieren zu lassen. Das Wahlrecht di

ent nicht der inhaltlichen Kontrolle

demokratischer Prozesse, sondern

ist auf deren Ermöglichung

gerichtet. Als Grundrecht auf

Mitwirkung an der demokratischen

Selbstherrschaft des Volkes verleiht

Art. 38 Abs. 1 GG daher grundsätz

lich keine Beschwerdebefugnis ge

gen Parlamentsbeschlüsse,

insbesondere Gesetzesbeschlüsse."

Die Interessen von anderen Staaten

wurden mit dem Gerichtsurteil of

fen über die Interessen des eigenen

Staates gestellt. Das ist noch nicht

alles. Bei der Vorveröffentlichung

des Urteils gelangte eine Pressemit

teilung des deutschen Bundestages

in den Fokus der unabhängigen

Medien.

In der Pressemitteilung erläuterte,

der Prozessbevollmächtigte des

Deutschen Bundestages, Prof. Dr.

Franz Mayer, dass ein umfassendes

Grundrecht auf Demokratie in der

Bundesrepublik Deutschland nicht

existiere. Im Wortlaut hiess es:

"Die Beschwerdeführer aber würden

sich auf ein neuartiges Recht

berufen, das bisher gar nicht ex

istiere, nämlich ein umfassendes

Grundrecht auf Demokratie. Für die

Anerkennung eines solchen

Grundrechts und eine damit ver

bundene Ausweitung der Möglich

keiten zur Verfassungsbeschwerde

gebe es aber keinen Anlass."

Ein kleiner Lichtblick im Urteil des

Bundesverfassungsgerichts gibt es

allerdings: Das Urteil stellt nach den

Erläuterungen der Bundesverfas

sungsrichter keine BlankoErmäch

tigung für weitere Rettungspakete

dar. Der Bundestag muss die Kon

trolle über die haushaltrechtlichen

Entscheidungen behalten, dieses

Recht darf nicht abgegeben werden.

Damit steht das Urteil einem auto

matischen Mechanismus zur

Zahlung von Rettungspaketen ent

gegen. Dies widerspricht sich mit

der Schaffung des ESM, da dieser

keine Beteiligung der Bundestags

abgeordneten vorsieht.

Stoppen wird dies den ESM wohl

aber kaum.

Es ist anzunehmen, dass der

deutsche Bundestag die geforderten

Grundzahlungen an den ESM ein

fach im Voraus beschliessen wird.

Auch eine Kapitalerhöhung des

ESM würde vom Bundestag wohl

einfach abgenickt werden.

Weitere Klagen gegen den ESM

dürfen erwartet werden. Die ganze

Situation ist in einem gewissen

Sinne tragisch, aber sie spiegelt eine

wichtige Tatsache wider: Die

Deutschen haben noch nicht wirk

lich verstanden, was Demokratie ei

gentlich bedeuted.

"Die Deutschen

haben noch nicht

wirklich verstanden,

was Demokratie

eigentlich bedeutet."

Der stille (Finanz)Putsch in Deutschland
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Deutscher ist grösster Privat

aktionär der Schweizer Nationalbank

eider wissen nur sehr

wenige Schweizer, wel

che Institutionen/Perso

nen die Aktien der

Schweizerischen Nationalbank

(SNB) halten. Deswegen wird mit

diesem Artikel wieder in Erinne

rung gerufen, dass die SNB eben

sowenig schweizerischnational

wie die Federal Reserve Bank fe

deral bzw. bundesstaatlich ist.

Theo Siegert ist Wirtschaftsprofes

sor in München. Er hält 4,8 Prozent

der Aktien der Schweizerischen Na

tionalbank. Nur die Kantone Zürich

und Bern besitzen grössere Beteili

gungen. Ein deutscher Professor ist

grösster Privataktionär der Schwei

zerischen Nationalbank (SNB): Theo

Siegert hielt per Ende letzten Jahres

4850 SNBAktien.

Siegert ist Honorarprofessor an der

LudwigMaximiliansUniversität

München mit dem Schwerpunkt Fi

nanzanalyse und Unternehmensfüh

rung. Er sitzt auch im

Verwaltungsrat des Handelsriesen

DKSH und ist Mitglied in den Auf

sichtsräten und vergleichbaren Auf

sichtsgremien der folgenden Firmen

(Stand April 2009): Deutsche Bank

AG, ERGO AG, Merck KGaA, DKSH

Holding Ltd., E. Merck KG, Henkel

AG & Co. KGaA., E.ON AG.

Die Namenaktien der Nationalbank

werden an der Börse gehandelt.

Kantone und Kantonalbanken hal

ten 53,5% der Aktien. Die übrigen

Aktien befinden sich hauptsächlich

im Besitz von natürlichen Personen.

Grösste Aktionäre waren Ende 2008

mit 6,6% der Kanton Bern (6630 Ak

tien), mit 5,2% der Kanton Zürich

(5200 Aktien), mit 4,8% Herr Prof.

Dr. Theo Siegert, Düsseldorf (4850

Aktien), mit 3,4% der Kanton Waadt

(3401 Aktien) und mit 3,0% (3002

Aktien) der Kanton St. Gallen. Der

Bund ist nicht Aktionär der

Nationalbank.
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Bankrat
Elfköpfiger Ausschuss mit Aufsichtsfunk

tion. Sechs Mitglieder werden vom Bun

desrat und fünf von der

Generalversammlung gewählt.

Geschäftsleitung
Zuständig für operativen Betrieb, Wäh

rungs und Finanzpolitik. Drei Mitglieder,

gewählt für jeweils 6 Jahre vom Bundesrat

auf Empfehlung des Bankrates.

Organisation der SNB

Aktiengesellschaft

Aktienkapital 25 Mio CHF
55% Aktienanteil

Im Besitz der öffentlichen Hand

(Kantone, Kantonalbanken, etc.)

45% Aktienanteil

Im Besitz von Privatpersonen

Gehandelt an der Schweiz Börse

Aufgaben

"Die Schweizerische Nationalbank führt als unabhängige Zentralbank die Geld und Währungs

politik des Landes. Sie muss sich gemäss Verfassung und Gesetz vom Gesamtinteresse des Lan

des leiten lassen, als vorrangiges Ziel die Preisstabilität gewährleisten und dabei der

konjunkturellen Entwicklung Rechnung tragen. Sie setzt damit grundlegende Rahmenbedingun

gen für die Entwicklung der Wirtschaft. [...] Die Aufgaben der Nationalbank sind in der Bundes

verfassung und im Nationalbankgesetz festgeschrieben. Ihre unternehmerischen Ziele kann die

Nationalbank also nicht einfach aus freien Stücken ändern. Trotzdem hat die Nationalbank mit

anderen Unternehmen einiges gemeinsam: Sie beschäftigt Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und

sie hat eine Geschäftsleitung. Ihre Eigentümer sind am Gewinn beteiligt." Quelle: snb.ch



as Federal Reserve

System (FED) – auch

USNotenbank

genannt, ist wohl das

berühmteste Zentral

bankensystem weltweit, doch wie

gut kennt man diese Bank wirk

lich und wie transparent ist sie?

Auf die Frage, wem denn die US

Notenbank unterstellt sei, antwortet

wohl so mancher Banker, der denkt,

er hätte den Durchblick: „Dem

Staat, bzw. den Behörden“. Die Fed

selbst sieht sich ganz anders. Auf

ihrer Webseite bemüht sie sich um

den öffentlichen Anstrich: "Das

Federal Reserve System 'gehört'

niemandem und es ist keine

private, gewinnbringende Institu

tion. Vielmehr ist es eine unab

hängige Einheit innerhalb der

Regierung, die sowohl einen öffent

lichen Zweck als auch private As

pekte hat."

Derjenige, der mit dem Begriff

„Federal Reserve Act“ vertraut ist,

wird widersprechen. Der Federal

Reserve Act wurde 1913 vom US

Kongress bewilligt. Durch den

„Federal Reserve Act“ übergaben

Volksvertreter die Kontrolle

und Regulation des Geldes in

private Hände. Seit dem USStaats

bankrott von 1933 gilt der USBür

ger selbst, als Sicherheit für die

Federal Reserve.

Nicht ein gewählter Volksvertreter,

weder Kongress, Senat, noch der

Präsident hat Einsicht in die Bücher

der privaten Zentralbank. Der

Präsident ernennt zwar den „Secret

ary of Treasury“, hat aber keinerlei

Autorität dessen FinanzPolitik zu

manipulieren oder zu stoppen.

Es versteht sich daher von selbst,

dass das Amt eines Präsidenten

zwar offiziell das höchste Amt

darstellt, "doch werden Präsidenten

nicht gewählt, sondern ausgewählt"

(Zitat: „leaders are not elected but

selected“ ), wie der ehemalige

Präsident Franklin D. Roosevelt

korrekt bemerkte. Dieser 32. Präsid

ent der Vereinigten Staaten, war

seines Zeichens Freimaurer (Hol

land Lodge No. 8, New York City)

und gehörte zur europäischen

Herrscherfamilie, zu welcher auch

Bush und Obama angehören.

Dieser Präsident hat mitunter auch

dafür gesorgt, dass die sagenum

wobene Pyramide auf die Rückseite

der Dollarnote gedruckt wird. Ein

Symbol welches von verschiedenen

Geheimbünden über Jahrhunderte

Wie bereits erwähnt, ist das Pro

blem nicht dass ein Deutscher der

grösste Privataktionär der SNB ist,

sondern dass die Nationalbank

nicht im Interesse der Nation und

deren Bürger handelt. Die SNB un

tersteht nicht primär dem Aktio

närsrecht, sondern dem

Nationalbankgesetz.

Dieses sieht insbesondere vor, dass

die Nationalbank unabhängig sein

muss. Das heisst, sie darf gar keine

Weisungen, weder vom Bundesrat,

noch von der Bundesversammlung

entgegennehmen.Sie hat gemäss

Nationalbankgesetz eine monetäre

Konjunkturpolitik zu machen, wel

che im Interesse der Wirtschaft be

steht. Per Gesetz ist die SNB

verpflichtet die Öffentlichkeit regel

mässig über die Geld und Wäh

rungspolitik zu orientieren und ihre

geldpolitischen Absichten bekannt

zu geben.

Durch die DollarMilliardenkäufe

tendiert die SNB zur monetären

Planwirtschaft. Hinzu kommt die

fraktionale Geldschöpfung der Ge

schäftsbanken, sichere Zinseinnah

men mittels Staatsschulden und der

ZinsesZins durch Rettung von

bankrotten Firmen oder Lobbyis

mus. So wird das Ganze zwangs

läufig zu einem NeoFeudalen

System etabliert.

Das Federal Reserve System (FED)

ist in privaten Händen

D

Eine undemokratische Wirtschaftsordnung Seite 5

Dominic



weitergetragen wurde und bei der

68. Versammlung der Rosenkreuzer

als Siegel für die Neue Welt

vorgeschlagen.

Der Entwurf zur neuen Dollarnote

mit dem Siegel der Vereinigten

Staaten und der Unterschrift von

Franklin D. Roosevelt im Jahre 1935.

Mit einer Skizze wird angedeutet,

dass die beiden Siegel getauscht

werden müssen und zusätzlich

fügte er den Satz "The Great Seal of

the United States" ein.

Die Bank of England und die

Europäische Hochfinanz

In seinem Buch „The Breakdown of

Money (Die Aufteilung der Finan

zen), veröffentlicht 1934, erklärt

Christopher Hollis die Gründung

der Bank of England wie folgt:

„In 1694 brauchte die Regierung von

William III dringend Geld. Eine

Gruppe reicher Männer unter der

Führung von William Paterson bot

William an, Ihm £ 1.200.000 bei 8 %

Zinsen zu leihen unter der Bedin

gung dass „The Governor and Com

pany of the Bank of England” (Der

Gouverneur und die Firma der Bank

von England), wie sie sich selbst

nannten, das Recht haben sollte,

Banknoten zum vollen Ausmass

ihres Kapitals zu drucken. Das soll

heissen, die Bank bekam das Recht,

£ 1.200.000 in Gold und Silber ein

zukassieren und es in £ 2.400.000

umzuwandeln (es zu verdoppeln),

um davon £ 1.200.000 als Darlehen

an die Regierung zu vergeben und

die anderen £ 1.200.000 in Bank

noten selbst zu benutzen. Paterson

hatte ganz Recht damit, dass dieses

Vorrecht, welches der Bank gegeben

wurde, das Privileg, Geld zu

machen, war… In der Realität hiel

ten Sie einen Geldvorrat von nicht

mehr als zwei oder dreitausend

Pfund. 1696 (also innerhalb von 2

Jahren) zirkulieren sie £1.750.000 an

Banknoten gegen eine Bargeldre

serve von £ 36.000.“ William Pater

son: „Die Bank hat den Nutzen der

Zinsen auf alle Gelder, welche es aus

nichts kreiert“.

Die Bank of England zwingte die

Kolonien all ihre künftigen Steuern

in hartem Gold oder Silber zu

entrichten. Einer weiterer

Freimaurer und Unterzeichner der

Unabhängigkeitserklärung, Ben

jamin Franklin, bemerkte später

dazu: „Innerhalb eines Jahres hatten

sich die Bedingungen so sehr ver

ändert, dass die Ära der Prosperität

endete, und eine Depression einset

zte – in solchem Masse, dass die

Strassen der Kolonien voll mit

Arbeitslosen waren.“ Sprich: Den

neuen Ländern fehlte schlicht Geld,

um ihre täglichen Geschäfte zu täti

gen und Menschen für ihre Arbeit

zu bezahlen.

„Die Kolonien hätten gerne die

kleinen Steuern auf Tee und andere

Materialien bezahlt, wenn England

ihnen nicht ihr eigenes Geld weg

genommen hätte, was zu

Arbeitslosigkeit und Unzufrieden

heit führte. Die Unfähigkeit der Ko

lonisten, von König Georg III. und

den internationalen Bankiers die

Vollmacht zu erhalten, auch künftig

ihr eigenes Geld herauszugeben,

war der wichtigste Grund für den

Unabhängigkeitskrieg.“

Der englische Zweig der Rothschild

Familie  welcher sich innerhalb des

angelsächsischen Adels, Politik und

Wissenschaft etablieren konnte 

konnte mittels ihrem mächtigen Ge

heimdienst, diverse Söldner und

Agenten aus Europa, vor allem aus

deutschen Geheimbünden, in den

Unabhängigkeitskrieg in Amerika

schicken. So konnten die europäis

chen Familien das Geschehen von

Übersee beinflussen. Die Unab

hängigkeit Amerikas konnte zuerst

jedoch nicht verhindert werden,

sondern wurde in einer Erklärung

1776 von Freimaurern postuliert.

"Die meisten Unterzeichener der

amerikanischen Unabhängigkeit

serklärung waren aktive Freimaurer.

Die Verfassung der USA mit ihrer

Verankerung von Menschenrechten

und Gewaltenteilung ist ein Werk

amerikanischer, französischer und

deutscher Freimaurer."

(Quelle: Brüder der Loge Friedrich

WilhelmzurMorgenröte in Berlin,

Die häufigsten Fragen an

Freimaurer)

"Der Entwurf wurde allerdings

nicht exakt so angenommen, wie

vorgelegt  und dennoch gehörten

von den 56 Personen, welche die ge

meinsam überarbeitete Unab

hängigkeitserklärung

"Das Finanzsystem wurde dem Federal Reserve Board in die Hände gelegt.

Dieser Ausschuss verwaltet das Finanzsystem im Auftrag einer ausschliesslich

profitorientierten Gruppe. Das System ist privat, und dient einzig dem Zweck

einen grösstmöglichen Gewinn aus dem Geld der Bevölkerung zu erzielen."

Charles August Lindbergh, U.S. Kongressabgeordneter
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unterzeichneten, 50 dem Bunde der

Freimaurer an."

(Quelle: Freimaurerloge 'Zur

Brudertreue' im Orient von Aarau)

Ein weiterer Freimaurer und Mitun

terzeichner der Unabhängigkeit

serklärung, Alexander Hamilton,

einer der drei Väter der Amerikan

ischen Verfassung trug massgeblich

zum Aufbau des amerikanischen

Bankensystem und der Marine bei.

So konnten die RothschildAgenten

aus England und dem Festland

Europas, im anscheinend unab

hängigen Amerika eine Zentral

bank, die First Bank of the United

States errichten.

Thomas Jefferson, hauptsächlicher

Verfasser der Unabhängigkeit

serklärung, fand keinen Gefallen an

der Etablierung einer Zentralbank

unter privater Kontrolle und

wiedersprach seinem Ordensbruder.

Die Trennung der politischen

Parteien im geeinten Land hat die

Amerikaner so sehr beschäftigt,

dass sich die Regierung von der US

Notenbank einen Kredit von 8,2

Millionen Dollar leihen konnte, was

für jene Zeit eine ungeheure Summe

war. Als Folge davon stiegen die

Preise im Land um 72 Prozent an.

Die Schuld wurde auf das Volk

abgewälzt.

"Viele protestierten gegen die Bank

mit der Begründung, sie sei von der

Verfassung niemals vorgesehen

worden. Jene, welche die Bank

beibehalten wollten, gaben jedoch

zu bedenken, dass die Verfassung

eine nationale Bank ebenso wenig

verboten hätte, weswegen die Re

gierung in der Lage und berechtigt

sei, eine zu schaffen.

Diese und viele andere Kontrover

sen trugen zur Erschaffung der er

sten beiden politischen Parteien in

den Vereinigten Staaten bei. Die

Föderalistische Partei, unterstützt

von Hamilton, favorisierte eine Na

tionalbank, während Jeffersons Re

publikaner sie vehement ablehnten."

Im Jahre 1811 stimmte der USKon

gress dann doch gegen eine Lizenz

Erneuerung der amerikanischen

Zentralbank. Als Folge davon verlor

das Haus Rothschild Millionen. Dies

hatte zur Folge dass, verschiedene

amerikanische Häfen blockiert wur

den, amerikanische Seeleute von der

britischen Marine Zwangsrekrutiert

wurden, bis hin zu militärischen

Übergriffen, welche im Britisch

Amerikanischen Krieg endeten.

Krieg wird immer dazu benutzt

einen Staat  egal ob Verlierer oder

Gewinner  zu verschulden. So blieb

dem 4. Präsident der USA, James

Madison, wiederum auch

Freimaure, nichts anderes übrig, als

diejenigen um Geld zu bitten, die

für den Krieg verantwortlich waren,

die europäische Hochfinanz.

Erst unter Andrew Jackson, 7. US

Präsident und Grossmeister der

Freimaurerei, wurde die private

Zentralbank wieder abgelehnt,

bekam aber 1863 ihre Konzession

zurück und wurde 1913 zur Federal

Reserve Bank der heutigen US

Notenbank.

Der "Federal Reserve Act" ermög

licht es der Federal Reserve bis

heute, Geld ohne Gegenwert zu

schaffen und es beispielsweise der

amerikanischen Regierung gegen

Zinsen zu leihen.

Das Federal Reserve System (FED) ist in privaten Händen

"Ich glaube, dass Bankinstitute eine grössere Gefahr für unsere Freiheit darstellen, als stehende Armeen.

Wenn die amerikanische Bevölkerung jemals Privatbanken erlaubt, unsere Währung zu kontrollieren,

zuerst durch Inflation, dann durch Deflation, werden die Banken und die Konzerne, die sich entwickeln

werden, die Leute all ihres Eigentums berauben und ihre Kinder werden obdachlos in dem Kontinent er

wachen, den ihre Väter eroberten. Die Zuweisung von Macht sollte von den Banken genommen und

wieder auf die Bevölkerung übertragen werden, der sie eigentlich gehört."

Thomas Jefferson, letter to the Secretary of the Treasury Albert Gallatin, 1802

"Die National Bank der Vereinigten Staaten ... ist eine der tödlichsten bestehenden Feindseligkeit gegen

die Prinzipien und den Geist unserer Verfassung. [...] Eine Institution wie diese, die mit ihren Zeigstellen

jeden Teil unserer Nation durchdringt und auf Kommando gemeinschaftlich handelt, kann, möglicher

weise in einem kritischen Moment, die Regierung stürzen. [....] Zu was für einem Hindernis könnte diese

Bank der Vereinigten Staaten mit all ihren Zweigstellen in Zeiten des Krieges werden ! Sie könnte uns den

Frieden diktieren, den wir akzeptieren müssten, wenn sie uns ihre Unterstützung entzöge. Sollen wir ein

er solchen Institution gestatten ihren Einfluss noch zu erweitern, die so mächtig ist, so feindselig?"

Thomas Jefferson, letter to the Secretary of the Treasury Albert Gallatin, 1803

Eine undemokratische Wirtschaftsordnung Seite 7



Das Federal Reserve System und

ihre wichtigsten Eigentümer

Wesentlich vorbereitet wurde das

System vom deutschen Bankier Paul

Moritz Warburg (1868 bis 1932).

Dieser heiratete 1893 die Tochter

eines Partners der New Yorker Bank

Kuhn, Loeb & Co.(später Lehman

Brothers) und wurde 1902 selbst

Partner. Warburg schlug eine

Bankreform mit Einrichtung einer

Zentralbank nach dem Vorbild der

deutschen Reichsbank und der Bank

of England vor und fand Unter

stützung beim Senator Nelson D.

Aldrich, dem Schwiegervater von

John D. Rockefeller jr.

Bei einem Geheimtreffen im Jag

dclub (Jekyll Island Club) des

Bankiers J. P. Morgan auf Jekyll Is

land in Georgia arbeiteten Warburg

und andere Bankiers mit Aldrich im

November 1910 eine erste Gesetzes

vorlage aus, in der von einer

privaten nationalen ReserveGesell

schaft die Rede war, bei der Geldin

stitute freiwillig Geldreserven für

Krisenfälle deponieren sollten. Die

Vorlage scheiterte im Kongress, da

es Vorbehalte gab, die untereinander

verbundenen WallStreetBankiers

könnten sich eine zu dominierende

Position in der amerikanischen

Wirtschaft verschaffen. Der 1912

gewählte Präsident Wilson unter

stützte die Zentralbankidee, die als

Federal Reserve Act eine Mehrheit

im Kongress bekam.

"Das Gehirn hinter dem Federal Re

serve Act war Alfred Rothschild in

London …. Die Aktionäre dieser

Banken, die die Aktien der Federal

Reserve Bank of New York besitzen,

sind die Menschen, die unser polit

isches und wirtschaftliches Schick

sal seit 1914 kontrollieren.[...]

Woodrow Wilson unterzeichnete

den Federal Reserve Act am 23.

Dezember 1913. Die Geschichte hat

gezeigt, dass an jenem Tag die Ver

fassung aufhörte, das amerikanische

Volk zu steuern, und unsere

Freiheiten wurden einer kleinen

Gruppe von internationalen Banki

ers überlassen."

Eustace Mullins, The Secrets of The

Federal Reserve

"Eine grosse Industrienation wird

von ihrem Kreditsystem gesteuert.

Unser Kreditsystem ist in privatem

Besitz konzentriert. Folglich sind

das Wachstum der Nation und alle

unsere Aktivitäten in den Händen

von einigen wenigen Männern, die,

selbst wenn ihr Handeln ehrlich und

im Interesse des Gemeinwohls ist,

sich notwendigerweise auf die

grossen Unternehmungen

konzentriert, in denen ihr Kapital

involviert ist, und die ebenso not

wendigerweise, gegeben eben durch

diesen beschränkenden Faktor, echte

wirtschaftliche Freiheit hemmen,

schwächen, und letztlich zerstören.

[...]

Einige der grössten Männer in den

Vereinigten Staaten in den Bereichen

Handel und Produktion haben

Angst vor jemandem oder etwas.

Sie wissen, dass es eine Macht ir

gendwo so organisiert, so subtil, so

wach, so verbunden, so vollständig,

Die Urheber des Entwurfs für den Federal Reserve Act von 1913

Nelson W. Aldrich
Republikanischer Ein

peitscher im Senat,

Vorsitzender der Na

tionalen Währung

skommission,

Gesellschafter von J. P

Morgan, Schwieger

vater von John D. Rock

efeller jr.

Frank A. Vanderlip
Präsident der National

City Bank of New York,

zu jener Zeit die

mächtigste Bank, in

Vertretung von William

Rockefeller und der In

ternationalen Invest

mentbank Kuhn, Loeb

& Company.

Paul M. Warburg
Partner von Kuhn, Loeb

& Company und Ver

treter der Rothschild

BankenDynastie in

England und Frankreich

sowie der Bruder von

Max Warburg, Vorstand

des Warburgschen

Bankenkonsortiums.

Abraham Piatt Andrew, Min

isterialdirektor des US

Schatzamtes

Frank A. Vanderlip, Präsident

der National City Bank of New

York, zu jener Zeit die mächtigste

Bank, in Vertretung von William

Rockefeller und der Interna

tionalen Investmentbank Kuhn,

Loeb & Company

Henry P. Davison, Hauptteil

haber der J. P Morgan Company

Charles D. Norton, Präsident

von J. P. Morgans First National

Bank of New York

Das Federal Reserve System (FED) ist in privaten Händen
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so allgegenwärtig gibt, dass sie

lieber nicht über ihrem Atem

sprechen, wenn sie sie verurteilen."

Woodrow Wilson, 28. Präsident der

Vereinigten Staaten von Amerika, in

dessen Amtszeit der "Federal Re

serve Act" durchgesetzt und verab

schiedet wurde.

Antony C. Sutton, vom Hoover In

stitution für "War Revolution and

Peace" und Wirtschaftsprofessor an

der California State University Los

Angeles, schreibt folgendes:

"Warburgs revolutionärer Plan, die

amerikanische Gesellschaft für die

Wall Street arbeiten zu lassen, war

verblüffend einfach. Sogar heute

noch bedecken akademische Theor

etiker ihre Tafeln mit bedeu

tungslosen Gleichungen, während

die Allgemeinheit in konfuser Ver

wirrung mit Inflation und dem be

vorstehenden Zusammenbruch des

Kreditwesens kämpft ... Und die

recht einfache Erklärung des Prob

lems bleibt undiskutiert und bei

nahe gänzlich unverstanden. Das

Federal Reserve System ist ein legal

isiertes privates Monopol des Geld

vorrates zum Wohle einiger weniger

unter dem Vorwand, das öffentliche

Interesse zu fördern und zu

schützen."

Die nachstehenden Bankiersfamilien

gehören nach Recherchen ver

schiedener Forscher zu den wichtig

sten Eigentümern der Fed:

Rothschild, Lazard Freres (Eugene

Meyer), Kuhn Loeb Company, War

burg Company, Lehman Brothers,

Goldman Sachs, die Rockefeller

Familie, JP Morgan

Dieses System besteht zum einen

aus dem siebenköpfigen Board of

Governors, was mit Bundesbankrat

oder FedVorstand übersetzt werden

kann. Zum anderen aus den zwölf

regionalen Federal Reserve Banks.

Und diese regionalen FedBanken

gehören einer Vielzahl von Mit

gliedsbanken an. Rund 2.900

Banken, wie die Fed selbst verrät

(Stand März 2004). Zum Vergleich:

Die Aktien der Schweizerischen Na

tionalbank sind zu 55 Prozent im

Besitz der Kantone und Kantonal

banken, zu 45 Prozent in privatem

Besitz, der Bund ist auch hier nicht

beteiligt.

Die USNotenbank und ihr Ein

fluss auf die Schweiz

Die Schweizerische Nationalbank

(SNB) hilft der USNotenbank Fed

dabei, Banken mit Liquidität in

Fremdwährungen zu versorgen. Die

Fed kann bei Bedarf Schweizer

Franken bis zu einem Betrag von 40

Milliarden Franken gegen Dollar

beziehen.

Die USNotenbank hat für den 3.

November eine neue Runde von so

genanntem «quantitative easing»

angekündigt. «Quantitative easing»

ist letztlich wiedermal nicht anderes

als eine Umschreibung dafür, dass

das Fed Geld aus dem Nichts

schafft, respektive die Notenpresse

anwirft. Langfristig wird damit

natürlich ein grosses Inflationspo

tenzial aufgebaut und das Vertrauen

in den Dollar unterhöhlt.

In einer ziemlich starken, undiplo

matischen Sprache bezeichnete der

deutsche Finanzminister Wolfgang

Schäuble die Entscheidung der Fed

als kontraproduktiv. In einem

Fernsehinterview am 4.11., abends

zur besten Sendezeit, sagte er: "Und

deswegen wäre es im amerikanis

chen Interesse besser, sie würden

die Probleme wirklich lösen, anstatt

gewissermassen mit Mitteln, von

denen sie ja inzwischen schon die

Erfahrung gemacht haben, dass sie

zur Lösung ihrer Probleme heute

nicht mehr taugen."

(Quelle: Strategic Alert, Jahrg. 24,

Nr. 45 vom 10. November 2010)

Die Agenda der Bilderberger, wurde

nach der Konferenz 2010 in Sitges

(Spanien) von den investigativen

Reporter Daniel Estulin und Jim

Tucker veröffentlicht und gibt einen

Ausblick auf die Zukunft des Dol

lars. Die Entwertung des Dollars ist

in vollem Gange, mit grossen Aus

wirkungen auf die Weltwirtschaft.

Der Euro hingegen wird mit allen

Mitteln gestärkt. Die massiven Euro

Käufe der Nationalbank im Frühjahr

2010 waren notwendig für die Ziele

der Hochfinanz. bei einem Crash

des Euros wäre die Glaubwür

digkeit von Einheitswährungen oder

gar der beabsichtigten Weltwährung

ebenfalls hinüber.

An verschiedenen exkluisiven Tref

fen (z. B. Geheimtreffen im Haus

VonWattenwyl und Rive Reine Ta

gungen) werden schweizer Bilder

berger wie Walter Kielholz die

Packete schnüren und politische

Weichen stellen. So wird die ag

gressive Intervention gegen eine

starke Frankenaufwertung de facto

von allen Seiten gebilligt, denn sonst

hätten uns «womöglich 8 Prozent

Arbeitslosigkeit» und Deflation

gedroht, so Phillip Hildebrand der

Präsident der SNB und Teilnehmer

dieser exklusiven Treffen.

Die SNB ist ebensowenig sch

weizerischnational wie die FED

federal ist. Die Problematik ist die

fast genau die gleiche. Ein deutscher

Professor ist grösster Privataktionär

der SNB: Theo Siegert hielt per Ende

2008 4850 SNBAktien. Siegert ist

Honorarprofessor an der Ludwig

MaximiliansUniversität München

mit dem Schwerpunkt Finanzana

lyse und Unternehmensführung. Er

sitzt auch im Verwaltungsrat des

Handelsriesen DKSH und ist Mit

glied in den Aufsichtsräten und ver

gleichbaren Aufsichtsgremien der

folgenden Firmen (Stand April 2009,

Auswahl): Deutsche Bank AG,

Das Federal Reserve System (FED) ist in privaten Händen
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ERGO AG, Merck KGaA, DKSH

Holding Ltd., E. Merck KG, Henkel

AG & Co. KGaA., E.ON AG.

Dass ausgerechnet ein Deutscher

der grösste private Einzelaktionär

der Schweizerischen Nationalbank

ist, provozierte an der letztjährigen

Generalversammlung in Bern ein

paar spöttische Bemerkungen.

Kennedy wollte FED

entmachten

Wenige Monate vor seiner Erm

ordung soll John F. Kennedy laut

Aussage einer Zeugin von seinem

Vater Joseph Kennedy im Oval Of

fice des Weissen Hauses anges

chrieen worden sein: «Wenn du das

tust, bringen sie dich um!» Doch der

Präsident liess sich von seinem Plan

nicht abbringen. Am 4. Juni 1963

unterzeichnete er die «Executive Or

der Number 111 110», mit der er die

frühere «Executive Order Number

10289» ausser Kraft setzte, die Her

stellung von Banknoten wieder in

die Gewalt des Staates zurück

brachte und damit das exklusive

Kartell der Privatbanken weitge

hend entmachtete.

Als bereits rund 4 Milliarden US

Dollar kleine Noten unter der

Bezeichnung «United States Notes»

der Geldzirkulation zugeführt

worden waren und in der Staats

druckerei grössere Noten auf die

Auslieferungen warteten, wurde

Kennedy am 22. November 1963,

also 100 Jahre nach Lincoln, ebenso

von einem Einzeltäter erschossen,

der seinerseits gleichfalls erschossen

wurde. Sein Nachfolger hiess Lyn

don B. Johnson. Auch dieser stellte

aus unerfindlichen Gründen die

Banknotenproduktion ein.

Die zwölf FederalReserveBanken

liessen die KennedyScheine umge

hend aus dem Verkehr ziehen und

gegen ihr eigenes Schuldgeld aus

tauschen.

Über der gesamten KennedyFamilie

schien seither eine Art „Fluch“ zu

lasten, nach dem Tod von John starb

auch sein Bruder Robert F. Kennedy

in ähnlicher Manier. Die Frage ist –

wer profitierte wirklich von diesen

Morden? Und weshalb wurde

Kennedy erschossen, obwohl er ein

sehr beliebter Präsident war? Gerade

in seiner Beliebtheit lag die Gefahr

für seine Hintermänner.

Er hatte begonnen die Truppen aus

Vietnam abzuziehen, versuchte eine

Annäherung zur Sowjetunion und

unterschrieb den Gesetzesentwurf

„11110“, der die Federal Reserve

zurück unter staatliche Kontrolle

brachte.

Die Schweizer Nationalbank und
das liebe Geld

I

Das Federal Reserve System (FED) ist in privaten Händen

n der Broschüre Die Natio

nalbank und das liebe

Geld“ beschreibt unsere

Zentralbank, was Geld ist

und wie es in Umlauf gebracht

wird. Dort liest sich beispielswei

se, dass unser Geld ungedeckt ist

(S. 10), dass der Anspruch auf un

ser Geld bei privaten Geschäfts

banken mehrfach vergeben wird

(S. 18) und sogar dass die Banken

„in grosse Schwierigkeiten geraten

würden“ wenn alle Leute ihr Geld

abheben wollten (S. 23).

Es ist nachvollziehbar, dass die Ban

ken in Schwierigkeiten kommen,

wenn die Kunden das Geld ausbe

zahlt haben wollen, welches die

Banken gar nicht besitzen. Doch

warum ist das so, ist das nicht Be

trug? Nein, das ganze ist legal und

nennt sich "Fractional Reserve Ban

king", zu Deutsch Mindestreserve

bankwesen.

Das bedeutet, dass es gesetzlich ge

regelt ist, wie viel Geld die Banken

aus den Einlagen erschaffen dürfen,

bzw. wie häufig Banken den An

spruch auf das eingelegte Geld ver

geben dürfen. Das dadurch neu

erschaffene Geld, welches nur elek

tronisch vorhanden ist und bereits

den überwiegenden Teil der Geld

menge ausmacht, wird im Prozess

der Kreditgewährung als verzinste

Schuld in Umlauf gebracht. Bei

der Kreditgewährung geht das Geld

nicht aus den Beständen der Banken

hervor, sondern wird in Form von

Giralgeld zusätzlich zu diesen ge

schöpft. Das Girlageld ist im Ge

gensatz zu Bargeld oder

Zentralbankbuchgeld kein echtes

Geld, daher kein gesetzlich aner

kanntes Zahlungsmittel.

Zwar nutzen wir das Giralgeld, als

ob es echtes Geld wäre, jedoch hat

dieser juristische Unterschied eine

tiefgreifende Bedeutung, denn die

Banken können nur echtes Geld als

Grundlage für die Geldschöpfung

verwenden. Das Giralgeld reprä

sentiert lediglich den Anspruch auf

Geld, welcher jedoch mehrfach ver

geben wird, um mehr Geld zu

schaffen. Wieviel echtes Geld bei

den Banken eingelegt sein muss, ist

Seite 10We Are Change Switzerland
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von Land zu Land unterschiedlich

und variiert zwischen nahezu Null

und 25%. Im Nationalbankgesetz

wird unter Artikel 18 Abs. 2 gere

gelt, dass die Mindesreserve „4 Pro

zent der kurzfristigen, auf

Schweizerfranken lautenden Ver

bindlichkeiten der Banken nicht

überschreiten darf“.

Die Banken haben den vollen Nut

zen aus den Geldern, die sie

durch den Kreditprozess generieren

und der Staat, der selbst der grösste

Schuldner der Banken stellt, setzt

diese Forderungen mittels der Ge

richte durch.

Unsere gesamte Geldversorgung ist

abhängig von Schulden, da alles im

Umlauf befindliche Geld aus Kre

ditgeschäften hervorging. Es ist auf

der Grundlage dieses Systems für

die gesamte Gesellschaft unmög

lich, schuldenfrei zu leben, da ent

gegen der weitläufigen Annahme,

nicht mehr, sondern überhaupt kein

Geld mehr in Umlauf wäre, wenn

wir alle Schulden zurückbe

zahlen würden. Es wirft auch die

Frage auf, woher denn das Geld

kommen soll um die Zinsen zu zah

len, wenn doch alles sich im Umlauf

befindliche Geld ebenfalls als ver

zinste Schuld erschaffen wurde.

Wenn man dieses System versteht,

wird deutlich, warum es seitens der

Banken kein Interesse daran gibt,

ein solches System zu verändern,

oder die Problematik auch nur zu

thematisieren. Für die Mehrheit der

Menschen ist es nach wie vor völlig

unvorstellbar, dass das gesamte glo

bale Finanzsystem auf diese bizarre

Weise funktioniert und unsere Leh

rer, Journalisten und Politiker uns

nie davon erzählt haben.

WeAreChange Switzerland

fragte daher Nicolas Cuche

Curti von der Schweizerischen

Nationalbank bezüglich der

von der SNB beschriebenen

Geldschöpfung an. Herr Cuche

Curti ist „Deputy Head of Inflation

Forecasting“ bei der Schweizeri

schen Nationalbank und gab in E

Mails freundlicherweise Auskunft

zu unseren Fragen.

WAC: Ich möchte die Gelegenheit

nutzen um Ihnen eine Frage zu der

auf Seite 18 geschilderten Geld

schöpfung durch Kreditvergabe der

Geschäftsbanken zu stellen. In der

Broschüre wird erklärt:

"Die Bank leiht von den 20'000

Franken, die der Sparer einbezahlt

hat, 16'000 Franken als Kredit... Der

Sparer hat noch immer 20'000 Fran

ken auf seinem Konto. Der Unter

nehmer verfügt als Kreditnehmer

über 16'000 Franken. Die Geldmen

ge hat also um 16'000 Franken zuge

nommen"

Inwiefern wird neues Geld geschaf

fen, wenn die Bank das Geld aus

dem Konto des Sparers verleiht?

Weshalb verringert sich nicht der

Kontostand des Sparers, aus dessen

Konto die 16'000 Franken entnom

men wurden?

SNB: Die Situation ist folgende:

Wenn Person A zu einer Geschäfts

bank geht und 20'000 CHF einbe

zahlt, hat er das Geld zwar physisch

nicht mehr in der Hand, aber er be

sitzt es ja immer noch elektronisch

auf seinem Sparbuch. Die Bank

könnte das Bargeld nun in ihrem

Tresor aufbewahren und warten, bis

Person A es wieder abholen kommt.

Daran würde sie aber nichts verdie

nen. Deswegen verleiht sie 16'000

CHF an Person B, welche zum Bei

spiel ein StartUp gründen möchte.

Person B muss für das Geld einen

Zins bezahlen, bis er es wieder voll

ständig zurückbezahlt hat. Einen

Teil dieses Zinses gibt die Bank wei

ter an Person A, da dieser der Bank

"Banken sammeln Geld von den Sparern und leihen es an Kreditnehmer

aus. Durch diese Kreditvermittlung schaffen die Banken neues Geld.

Banken sind deshalb «Geldschöpfer». [....]

Das Geld untätig im Tresor liegen zu lassen bringt der Bank nichts ein.

Warum soll sie es nicht gegen Zinsen ausleihen? Ein Unternehmer

braucht Geld für eine Computeranlage. Die Bank leiht ihm von den

20’000 Franken, die der Sparer einbezahlt hat, 16’000 Franken als Kredit

und schreibt ihm den Betrag auf seinem Konto gut.

Hat sich die Geldmenge dadurch verändert? Der Sparer hat noch immer

20’000 Franken auf seinem Konto. Der Unternehmer verfügt als Kredit

nehmer über 16’000 Franken. Die Geldmenge hat also um 16’000 Franken

zugenommen. Wenn nun der Unternehmer mit den 16’000 Franken

Computer kauft und der Computerhändler den erhaltenen Barbetrag bei

seiner Bank ein bezahlt, wird diese wiederum einen Teil davon als Kredit

ausleihen. Dies führt abermals zu einem Anstieg der Geldmenge; die

Geldschöpfung geht weiter."

Auszug aus der Broschüre "Die Nationalbank und das liebe Geld" der

Schweizer Nationalbank.
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sozusagen sein Geld geliehen hat.

Der Rest stellt einen Gewinn für die

Bank dar.

Wie wird Geld geschaffen: Person A

besitzt nun 20'000 CHF auf seinem

Konto und Person B hält 16'000 CHF

in bar. Dies ergibt die Summe von

36'000 CHF, 16'000 CHF mehr als

vor den Transaktionen. Sie fragen,

warum sich nicht der Kontostand

von Person A um 16'000 CHF ver

ringert, wenn das Geld doch weiter

verliehen wird.

Das ist bargeldtechnisch natürlich

der Fall, da die Bank nur noch 4'000

CHF in Noten hält und Person B die

restlichen 16'000 CHF. Jedoch befin

den sich auch noch die 20'000 CHF

von Person A in der Volkswirt

schaft. Person A kann nämlich je

derzeit wieder auf sein Geld

zugreifen, wenn er möchte. Er muss

nicht darauf warten, bis Person B

seinen Kredit zurückgezahlt hat.

Das Geld in der Volkswirtschaft hat

sich also vermehrt, da Person B

16'000 CHF in bar hat und Person A

20'000 CHF in elektronischer Form.

Person A wird all seine Entschei

dungen so treffen, wie wenn er die

20'000 CHF immer noch bar hätte,

d.h. das Geld ist nicht aus dem

Markt verschwunden. Der Unter

schied liegt zwischen der Bargeld

menge (im Beispiel 20'000 CHF) und

der totalen Geldmenge inklusive

Konten (im Beispiel 36'000 CHF).

Man könnte sich fragen, warum Per

son A nicht Angst hat, dass er sein

Geld nicht mehr bekommt, da es ja

nun an Person B verleihen wurde.

Dies ist aber anscheinend nicht der

Fall. Das System funktioniert des

halb gut, weil die Leute Vertrauen

zu dem Bankensystem haben. Die

Geschäftsbanken müssen einen be

stimmten Teil der Einzahlungen als

Reserven halten (z. B. 20% = 4'000

CHF). Die Summe dieser Reserven

muss so gross sein, dass jederzeit

allen Anfragen nach Bargeld pro

blemlos Folge geleistet werden

kann.

WAC: Wenn ich Sie richtig verstan

den habe werden im Sinne der

Geldmenge die 16'000 Franken neu

geschöpft als Buchgeld durch die

Kreditgewährung und werden nicht

aus den Einlagen bei der Bank ent

nommen.

SNB: Die Person, die die 16000. be

kommt, darf sie aber bar nach Hau

se mitnehmen. Oder sie in der Bank

lassen und die Bank kann Kredite

für 12800 anbieten.

"Es ist gut, dass die Menschen des Landes unser Banken und

Geldsystem nicht verstehen, denn sonst, so glaube ich, hätten wir

noch vor morgen früh eine Revolution."

Henry Ford

Geldschöpfung

Die Geldschöpfung ist die Ver

mehrung der Geldmenge, einer

seits durch Kreditvergabe der

Geschäftsbanken, andererseits

durch die Erschaffung von Geld

durch die Zentralbanken.

Sowohl die Geschäftsbanken wie

auch die Nationalbank erheben

Zinsen auf das geschaffene Geld.

Es wird also gleichzeitig neues

Geld wie auch einen Zinsschuld

erschaffen, welche jedoch mit der

aktuell vorhandenen Geldmenge

nicht bezahlt werden kann.

Dadurch entsteht ein Wachstum

szwang oder die Notwendigkeit

für die Bezahlung dieser Zinsen

neue Kredite aufzunehmen.

Das fraktionelle Reservesystem

ist die Grundlage unseres Bank

wesens. Dabei werden die

Geschäftsbanken verpflichtet eine

Bruchteil ihrer Einlagen als

Mindestreserve vorrätig zu

haben, die restliche Geldmenge

kann jedoch unbeschränkt im

Form von Krediten vergeben und

damit zur Geldschöpfung verwen

det werden. Die Höhe der

Mindestreserven wird von den

Nationalbanken festgelegt. Falls

die Nachfrage nach den Sparein

lagen die Mindestreserven über

steigt sind die Banken nicht in

der Lage diese Nachfrage zu er

füllen.

Zusätzliche Informationen zum

Geldsystem und unserem

Bankensystem findest du unter

diesen Stichworten beispielsweise

auf Wikipedia.

Fiatgeld

Giralgeldschöpfung

Mindestreserve

BankingTheorie

Geldpolitik

CurrencyTheorie

Vollgeldsystem

Weitere Informationen
Mindestreserve

Bankwesen
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WAC: Die Mindestreservevorschrift

dient als Vorgabe für die Banken

und besagt, wie viel Prozent des

Geldes tatsächlich eingelegt worden

sein muss, um dieses als Kredite

vergeben zu dürfen. Ist das so kor

rekt?

SNB: hier bleiben in diesem Fall die

4000. in der Kasse der Geschäfts

bank.

WAC: Die Broschüre führt dann

weiter aus: "Wenn nun der Unter

nehmer mit den 16'000 Franken

Computer kauft und der Computer

händler den erhaltenen Barbetrag

auf seiner Bank einbezahlt, wird

diese wiederum einen Teil davon als

Kredit ausleihen. Dies führt aber

mals zu einem Anstieg der Geld

menge; die Geldschöpfung geht

weiter."

SNB: Richtig, die Geldschöpfung

geht weiter und weiter, ist aber nicht

endlos (Ihre Frage unten). Mit einem

Reservensatz von 20%, gibt es eine

"Hebelwirkung" von 5 (1/0.2), d. h.

eine maximale Geldschöpfung von

100'000. (d. h. 5 X 20000. oder die

Summe von

20000+16000+12800+10240+8192+…

(jedesmal 80% der letzten Zahl).

Wenn das Geld also wieder auf ei

ner Bank landet, dient es erneut als

Geldbasis zur Kreditvergabe, dieser

Prozess kann also immer wieder

durchgeführt werden und nahezu

unbeschränkt viel Buchgeld erschaf

fen. Ist das korrekt? Das Irritierende

an den Ausführungen zur Geld

schöpfung finde ich den Ausdruck

des "Geld ausleihens", denn wenn

das Geld tatsächlich aus den Bestän

den der Banken entnommen wäre,

würde kein zusätzliches Geld ge

schaffen werden, die Geldmenge

wäre unverändert.

Es ist höchste Zeit, dieses Finanz

system grundlegend zu ändern.

Die Initiative für Natürliche Wirt

schaftsordnung (INWO) ist dabei,

die Vollgeldinitiative zu starten,

die die Geldschöpfung durch Pri

vatbanken verbieten soll und nur

der Nationalbank erlaubt, das Geld

zu schaffen. Dieses soll ausschliess

lich durch Staatsausgaben in Um

lauf gebracht werden und nicht als

verzinste Schuld.

Die Initiative ist eine einfache Geset

zesänderung, würde jedoch einer

Revolution gegen die dominierende

Finanzindustrie nahe kommen, da

Ihr die göttliche Macht, Werte aus

dem Nichts zu erschaffen, entzogen

würde.

Dass die Geschäftsbanken das Geld

aus dem Nichts schöpfen, zum vol

len Nennwert in Umlauf bringen

und dafür auch noch Zinsen kassie

ren, ist wohl der grösste Betrug un

ter dem die Menschen leiden.

Die Steuern werden zu einem gros

sen Teil dafür verwendet, die Zinsen

auf die Staatsschulden bei den Ban

ken zu bezahlen, welche jedoch nie

mals abgetragen werden können.

Wir bezahlen lediglich Zins und

Zinseszins, während die Verschul

dung weiter konstant wächst und

bereits über 80% unseres BIP um

fasst.

Dieses Finanzsystem ist ein System

einer selbstlaufenden, sich zuspit

zenden, modernen Sklaverei, welche

laufend mehr Wohlstand dem Volk

entzieht um es den Bankern auszu

händigen. Das Ganze ist nichts an

deres als Enteignung und verdeckte

Besteuerung durch Inflation. Neh

men wir den Banken die Macht, das

Geld zu erschaffen und beenden

diese Sklaverei.

Dann müssen sich die Parteien nicht

mehr darum streiten, ob man bei

den Steuern oder Sozialleistungen

einsparen soll, sondern können sich

streiten, ob man das neu verfügbare

Geld nutzen will, um die Staats

schulden abzuzahlen oder ein Gr

undeinkommen einzuführen.

Es ist höchste Zeit, das Pro

blem an der Wurzel zu packen

und nicht länger auf die Poli

tiker reinzufallen, die sehr gut

damit leben, mit Symptom

bekämpfung auf Stimmenfang

zu gehen.

Die Broschüre "Die Nationalbank

und das liebe Geld." (2. Auflage

2006) kann man auf der Homepage

der SNB herunterladen. Die Fra

gen beantwortete uns Nicolas Cu

cheCurti von der SNB per EMail.

Die Schweizer Nationalbank und das liebe Geld

"Dieses Finanzsystem

ist ein System einer

selbstlaufenden, sich

zuspitzenden, mod

ernen Sklaverei, welche

laufend mehr Wohl

stand dem Volk entzieht

um es den Bankern

auszuhändigen."
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